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aktuell gültige Satzung 

 

 
Neufassung der Satzung 

Satzung 
des Rhein-Kreises Neuss vom 

14.01.2011 
über die Förderung der Kindertages-

einrichtungen 
 

Satzung 
des Rhein-Kreises Neuss 

vom xx.06.2015  
zur Förderung der Kindertageseinrich-

tungen 
 

Aufgrund von § 5 i.V.m. § 50 der Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV. 
NRW. S. 514) und §§ 18, 19, 20, 21 des Ge-
setztes zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) 
vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462) hat der 
Kreisausschuss in seiner Sitzung am 
12.01.2011 die folgende Satzung im Wege 
der Dringlichkeit beschlossen: 
 

Aufgrund des § 5 in Verbindung mit § 26 
der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 
878) und aufgrund des Gesetzes zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (Kin-
derbildungsgesetz-KiBiz) vom 30.10.2007 
(GV. NRW. 2007 S. 462), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 
2014 (GV. NRW. S. 336) sowie der Verord-
nung zur Durchführung des Kinderbildungs-
gesetzes (Durchführungsverordnung KiBiz – 
DVO KiBiz) vom 18.12.2007 (GV. NRW. S. 
739), zuletzt geändert durch die 7. Ände-
rungsverordnung vom 10. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 893) hat der Kreistag am             
die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Die Satzung regelt die Förderung der Kin-
dertageseinrichtungen nach dem Kinderbil-
dungsgesetz im Einzugsgebiet des Kreisju-
gendamtes Neuss (nachfolgend Jugendamt) 
auf der Grundlage der §§ 18 bis 21 Kinder-
bildungsgesetz und der Verordnung zur 
Durchführung des Kinderbildungsgesetzes 
(Durchführungsverordnung KiBiz - DVO 
KiBiz) vom 18.12.2007 (GV. NRW. S. 739), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
12.11.2009 (GV. NRW. S. 623). 
 

§ 1  Geltungsbereich 
 
Nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschrif-
ten und dieser Satzung wird der Betrieb der 
Kindertageseinrichtungen im Gebiet der 
Stadt Korschenbroich, der Gemeinde Jü-
chen und der Gemeinde Rommerskirchen 
gefördert. 
 

§ 2  Antragsverfahren 
 
(1) Der Träger der Kindertageseinrichtung 
(nachfolgend Träger) beantragt bis zum 20. 
Februar des Jahres beim Jugendamt die 
Förderung der Betriebskosten für das zum 
01.08. desselben Jahres beginnende Kinder-
gartenjahr. Der Antrag erfolgt auf elektroni-
schem Weg über das Internetportal 

§ 2  Antragsverfahren 
 
(1) Der Träger der Kindertageseinrichtung 
(Träger) beantragt bis zum 20.02. eines 
Jahres beim Jugendamt des Rhein-Kreises 
Neuss (Jugendamt) für das zum 01.08. des-
selben Jahres beginnende Kindergartenjahr 
die Mittel für 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14459&vd_back=N336&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10612&val=10612&seite=893&sg=0&menu=1
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www.KiBiz.web.nrw.de nach vorgegebe-
nem Muster. 
 

1. Kindpauschalen gemäß § 20 Absatz 1  
KiBiz  

2. Mietzuschuss gemäß § 20 Absatz 2 KiBiz 
und 

3. Zuschuss für eingruppige Einrichtungen 
oder Waldkindergartengruppen gemäß  
§ 20 Absatz 3 KiBiz  

 
Der Antrag erfolgt nach vorgegebenem 
Muster über die webbasierte Anwendung 
KiBiz.web. Dabei sind auch Angaben zu ma-
chen zum  
 
1. Status als zertifiziertes Familienzentrum,  
2. Status für plusKITA-Einrichtungen nach  

§ 21a KiBiz und 
3. Status für zusätzlichen Sprachförderbe-

darf nach § 21b KiBiz. 
 

 (2) Der Träger beachtet in seinem Antrag 
das Ergebnis der örtlichen Jugendhilfepla-
nung. Insbesondere beachtet er auch, dass 
in seiner Einrichtung der Anteil der Pau-
schalen für über dreijährige Kinder, die in 
den Gruppenformen I und III nach der An-
lage zu § 19 KiBiz mit 45 Stunden wöchent-
licher Betreuungszeit betreut werden, den 
Anteil, den der Träger in seinem Antrag des 
Vorjahres angemeldet hat, um nicht mehr 
als vier Prozentpunkte übersteigt. Darüber 
hinausgehende Überschreitungen kann das 
Jugendamt nur in besonders begründeten 
Einzelfällen zulassen. 
 

(2) Zum Nachweis der elektronischen An-
tragstellung wird ein Ausdruck des Antrags 
im KiBiz-web erzeugt, der mit rechtsverbind-
licher Unterschrift des bzw. der Vertretungs-
berechtigten des Trägers versehen, spätes-
tens zum 25.02. des Jahres beim Jugend-
amt eingegangen sein muss. 
 

siehe (4) 

(3) Der Träger beachtet die Jugendhilfepla-
nung des Jugendamtes. Er übersendet dem 
Jugendamt in Ergänzung zu seinem Antrag 
auf elektronischen Weg (per E-Mail) eine 
Excel-Liste mit den zum 01.08. des Jahres 
aufgenommenen Kindern nach vorgegebe-
nem Muster.  
 

(3) In Ergänzung des Antrages benennt der 
Träger dem Jugendamt ebenfalls bis zum 
20.02. des Jahres nach vorgegebenem Mus-
ter die in seiner Kindertageseinrichtung ab 
dem 01.08. des Jahres voraussichtlich be-
treuten Kinder. 
 

siehe (2) (4) Zum Nachweis der Antragstellung erhält 
das Jugendamt bis zum 05.03. des Jahres 
vom Träger einen Ausdruck des Antrages 

http://www.kibiz.web.nrw.de/
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mit rechtsverbindlicher Unterschrift des 
bzw. der Vertretungsberechtigten des Trä-
gers.  
 

 (5) Auf der Grundlage der Anträge der Trä-
ger beantragt das Jugendamt Landesmittel 
gemäß § 1 Durchführungsverordnung KiBiz.  
 

 (6) Der Träger informiert das Jugendamt 
bis zum 20. Oktober des Kindergartenjahres 
über jedes unterdreijährige Kind in seiner 
Einrichtung, das zum 01. März des Kinder-
gartenjahres das dritte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben wird. Er kann bis zum 
20. Januar und bis zum 20. Juli des Kinder-
gartenjahres ergänzende Angaben vorle-
gen.  
 

 (7) Der Träger informiert das Jugendamt 
über die Aufnahme von Kindern mit Behin-
derung oder von Kindern, die von einer we-
sentlichen Behinderung bedroht sind, und 
bei denen dies von einem Träger der Ein-
gliederungshilfe festgestellt wurde und die 
im Antrag nach Absatz 1 nicht berücksich-
tigt sind, bis zum 20. Oktober, bis zum 20. 
Januar und bis zum 20. Juli eines Kinder-
gartenjahres. In der Information zum 20. 
Juli sind auch die Kinder zu berücksichtigen, 
für die ein Antrag auf Feststellung einer Be-
hinderung oder einer drohenden wesentli-
chen Behinderung gestellt wurde, der noch 
nicht von einem Träger der Eingliederungs-
hilfe beschieden worden ist. 
 

§ 3 Bewilligungsbescheid 
 
Das Jugendamt erlässt nach Erhalt der 
form- und fristgerecht eingegangenen An-
träge einen vorläufigen Bewilligungsbe-
scheid über die Förderung des Trägers.  
 

§ 3  Bewilligung und Zahlung 
 
(1) Nach Bewilligung der Landesmittel 
durch das Landesjugendamt bewilligt das 
Jugendamt dem Träger die beantragten 
Mittel nach § 2 durch vorläufigen Bescheid. 
Im Falle der Planungsgarantie richtet sich 
die Höhe der bewilligten Mittel nach § 21e 
KiBiz. 
 
(2) Das Jugendamt leitet die bewilligten 
Landesmittel nach 
 
1. § 21 Absatz 3 KiBiz (Verfügungspau-
schale) 
2. § 21 Absatz 4 KiBiz (zusätzliche U3-Pau-
schale) 
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3. § 21 Absatz 5, 6 und 7 KiBiz (Familien-
zentrum) 
4. § 21a KiBiz (Zuschuss für plusKITA-Ein-
richtungen) und nach 
5. § 21b KiBiz (Zuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf) 
 
ebenfalls durch vorläufigen Bescheid an den 
Träger weiter. 
 

siehe § 8 (3) Das Jugendamt zahlt die Mittel nach Ab-
satz 1 und Absatz 2 im Voraus zu Beginn ei-
nes Monats in der Höhe aus, die sich aus 
dem vorläufigen Bescheid ergeben. 
 

 § 4  Grundlage der Finanzierung 
 
(1) Grundlage der finanziellen Förderung 
der Kindertageseinrichtung sind die zwi-
schen Träger und Eltern abgeschlossenen 
Betreuungsverträge. Ein Betreuungsvertrag 
wird anlässlich der Aufnahme eines Kindes 
in die Kindertageseinrichtung abgeschlos-
sen. Der Träger achtet darauf, dass der Be-
treuungsvertrag  
 
1. den Namen des Kindes 
2. das Geburtsdatum 
3. die Betreuungszeit 
4. das Datum der Aufnahme des Kindes 

und 
5. die Unterschrift beider Vertragsparteien 

 
enthält. Er achtet auch darauf, dass Ände-
rungen des Betreuungsvertrages schriftlich 
vereinbart werden. 

 

§ 4 Monatsmeldungen 
 
Der Träger erhält monatlich vom Jugendamt 
eine Liste der vom Träger aufgenommenen 
und gemeldeten Kinder. Er überprüft diese 
Liste auf Vollständigkeit und Richtigkeit und 
sendet die ggf. korrigierte Liste dem Ju-
gendamt unterschrieben zurück. Die monat-
liche Belegung wird auf dieser Basis vom 
Träger bis zum 25. jedes Monats im Pro-
gramm Kibiz-web erfasst. Der Träger kann 
diese Aufgaben der Monatserfassung auf die 
Leitung der Kindertageseinrichtung übertra-
gen.  
 

 
 
(2) Der Träger erfasst auf der Grundlage 
der Betreuungsverträge monatlich nach 
vorgegebenem Muster über die Anwendung 
KiBiz.web die Kinder, die in seiner Kinderta-
geseinrichtung betreut werden. Sind die 
Daten eines Monats nicht bis spätestens 
zum Ende des übernächsten Monats er-
fasst, kann das Jugendamt die Zuschüsse 
für die folgenden Monate zurückhalten. 
 

 § 5  Rücklagen 
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(1) Zur Bildung und Berechnung der Rück-
lagen wird auf § 20 a KiBiz verwiesen. 
 
(2) Ergibt sich anhand der Angaben im Ver-
wendungsnachweis zur Höhe der Rücklage 
ein Anspruch des Jugendamtes auf Erstat-
tung eines Teiles der Rücklage gemäß § 
20a KiBiz, erlässt das Jugendamt hierzu ei-
nen gesonderten Rückforderungsbescheid. 
 

§ 5 Endgültiger Leistungsbescheid 
 
Nach Abschluss des Kindergartenjahres er-
lässt das Jugendamt unter Berücksichtigung 
des vorläufigen Bewilligungsbescheids und 
der monatlichen Belegung der Kindertages-
einrichtung einen endgültigen Leistungsbe-
scheid über die Förderung des Trägers. 
 

§ 6  Abrechnung 
 
(1) Nach Ende des Kindergartenjahres be-
willigt das Jugendamt die Mittel nach § 20 
KiBiz durch endgültigen Bescheid. Dabei be-
rücksichtigt das Jugendamt die Abweichun-
gen zwischen der Jugendhilfeplanung und 
der tatsächlichen Inanspruchnahme, die es 
anhand der Daten nach § 4 Absatz 2 fest-
gestellt hat. 
 

siehe § 8  (2) Nach- oder Überzahlungen, die sich aus 
Absatz 1 ergeben, werden nach Bestands-
kraft des endgültigen Bescheides mit den 
Zahlungen für das dann laufende Kinder-
gartenjahr verrechnet. 
 

 (3) Die Mittel nach § 3 Absatz 2 bewilligt 
das Jugendamt ebenfalls durch endgültigen 
Bescheid nach Ende des Kindergartenjah-
res. 
 

§ 6 Verwendungsnachweis 
 
(1) Der Träger erstellt als Nachweis gegen-
über dem Jugendamt zu dem im Leistungs-
bescheid vorgegebenen Termin einen Ver-
wendungsnachweis nach vorgegebenem 
Muster auf elektronischem Weg über das In-
ternetportal www.KiBiz.web.nrw.de 
 

§ 7  Verwendungsnachweis 
 
(1) Der Träger führt den gemäß § 20 Ab-
satz 4 KiBiz geforderten Verwendungsnach-
weis nach vorgegebenem Muster über die 
Anwendung KiBiz.web. Zum Nachweis er-
hält das Jugendamt bis zum 28.02. des auf 
das Kindergartenjahr folgenden Kalender-
jahres vom Träger einen Ausdruck des Ver-
wendungsnachweises mit rechtsverbindli-
cher Unterschrift des bzw. der Vertretungs-
berechtigten des Trägers. 
 

(2) Eine ordnungsgemäße Verwendung der 
Mittel setzt den Einsatz pädagogischen 
Personals im Umfang der in der Anlage zu § 
19 Kinderbildungsgesetz in den Tabellen un-
ter „Personal“ an erster Stelle genannten 
Fachkräftestunden (erster Wert) sowie der 

(2) Eine ordnungsgemäße Verwendung der 
Mittel nach § 2 Absatz 1 setzt den Einsatz 
pädagogischen Personals im Umfang des 
ersten Wertes der Anlage zu § 19 Absatz 1 
KiBiz und die Einhaltung des § 5 der Verein-
barung zu den Grundsätzen über die Quali-
fikation und den Personalschlüssel nach § 

http://www.kibiz.web.nrw.de/
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Freistellungsanteile für die Leitung der Ein-
richtung voraus 

26 Absatz 3 Nr.3 KiBiz (Leitungsfreistellung) 
voraus. 
 

(3) Im Bewilligungszeitraum nicht genutzte 
Mittel sind einer Rücklage für die einzelne 
Einrichtung zuzuführen. Die Rücklage muss 
gemäß § 20 Abs. 5 Kinderbildungsgesetz 
nachweislich in den Folgejahren der Erfül-
lung von Aufgaben nach dem Kinderbil-
dungsgesetz dienen. Das Recht des Jugend-
amtes zur Rückforderung von Zuschüssen 
nach § 20 Abs. 5 Kinderbildungsgesetz 
bleibt unberührt. 
 

(3) Eine nicht ordnungsgemäße Verwen-
dung der Mittel berechtigt das Jugendamt 
zur Rückforderung der Zuschüsse. Der Be-
trag wird nach Bestandskraft des Rückfor-
derungsbescheides mit den Zahlungen für 
das dann laufende Kindergartenjahr ver-
rechnet. 
 
(4) Ergibt sich anhand der Angaben im Ver-
wendungsnachweis zur Höhe der Rücklage 
ein Anspruch des Jugendamtes auf Erstat-
tung eines Teiles der Rücklage gemäß § 
20a KiBiz, erlässt das Jugendamt hierzu ei-
nen gesonderten Rückforderungsbescheid. 
 

§ 7 Sprachförderung 
 
 

(1) Der Träger der Tageseinrichtung teilt bis 
zum 15.06. des Jahres dem Jugendamt 
nach vorgegebenem Muster mit, für welche 
Kinder zum Beginn des zum 01.08. dessel-
ben Jahres beginnenden Kindergartenjahres 
Mittel zur Sprachförderung bereitgestellt 
werden müssen. Kinder, für die ein Sprach-
förderbedarf später festgestellt wird, sind 
unverzüglich dem Jugendamt zu melden.  
 
(2) Der Träger kann durch schriftliche Erklä-
rung dem Sprachförderpool des Jugendam-
tes beitreten. Das Jugendamt setzt Logopä-
den zur Unterstützung der Erzieher in den 
Kindertageseinrichtungen ein, insbesondere 
wenn aufgrund der geringen Zahl der för-
derbedürftigen Kinder eine Gruppenförde-
rung in der Tageseinrichtung nicht möglich 
ist oder in Ergänzung zu einer solchen Grup-
penförderung. Ein Ausscheiden aus dem 
Sprachförderpool zum Ende eines Kinder-
gartenjahres bedarf der schriftlichen Kündi-
gung. 
 
(3) Der Träger erhält vom Jugendamt zur 
Sprachförderung einen gesonderten vorläu-
figen Bewilligungsbescheid.  
 
(4) Über finanzielle Zuwendungen zur 
Sprachförderung muss der Träger bis zum 
10.08. des Folgejahres dem Jugendamt ei-
nen Verwendungsnachweis vorlegen. Dieser 

§ 8  Sprachförderung  
nach § 21 Absatz 2 KiBiz 

 
(1) Der Träger der Tageseinrichtung teilt 
bis zum 15.06. des Jahres dem Jugendamt 
nach vorgegebenem Muster mit, für welche 
Kinder zum Beginn des zum 01.08. dessel-
ben Jahres beginnenden Kindergartenjahres 
Mittel zur Sprachförderung bereitgestellt 
werden müssen. Kinder, für die ein Sprach-
förderbedarf später festgestellt wird, sind 
unverzüglich dem Jugendamt zu melden.  
 
(2) Der Träger kann durch schriftliche Er-
klärung dem Sprachförderpool des Jugend-
amtes beitreten. Das Jugendamt setzt Lo-
gopäden zur Unterstützung der Erzieher in 
den Kindertageseinrichtungen ein, insbe-
sondere wenn aufgrund der geringen Zahl 
der förderbedürftigen Kinder eine Gruppen-
förderung in der Tageseinrichtung nicht 
möglich ist oder in Ergänzung zu einer sol-
chen Gruppenförderung. Ein Ausscheiden 
aus dem Sprachförderpool zum Ende eines 
Kindergartenjahres bedarf der schriftlichen 
Kündigung. 
 
(3) Der Träger erhält vom Jugendamt zur 
Sprachförderung einen gesonderten vorläu-
figen Bewilligungsbescheid.  
 
(4) Über finanzielle Zuwendungen zur 
Sprachförderung muss der Träger bis zum 
10.08. des Folgejahres dem Jugendamt ei-
nen Verwendungsnachweis vorlegen. Dieser 
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Verwendungsnachweis umfasst nicht den 
Nachweis zum Einsatz der vom Jugendamt 
eingesetzten Logopäden. Der Verwendungs-
nachweis erfolgt nach einem vom Jugend-
amt vorgegebenen Muster. 
 
(5) Nach Vorlage des Verwendungsnachwei-
ses erlässt das Jugendamt einen endgülti-
gen Leistungsbescheid.   
 

Verwendungsnachweis umfasst nicht den 
Nachweis zum Einsatz der vom Jugendamt 
eingesetzten Logopäden. Der Verwen-
dungsnachweis erfolgt nach einem vom Ju-
gendamt vorgegebenen Muster. 
 
(5) Nach Vorlage des Verwendungsnach-
weises erlässt das Jugendamt einen endgül-
tigen Leistungsbescheid. 

 

§ 8 Abschlagszahlungen,  
Verrechnungen 

 
(1) Das Jugendamt leistet Abschlagszahlun-
gen auf der Grundlage der Bescheide.  
 

 
siehe § 3 (3) 

(2) Für die Förderung der Betriebskosten 
werden monatliche Abschlagszahlungen 
geleistet.  

 

 
siehe § 3 (3) 

(3) Für die Förderung von Familienzentren 
und die Sprachförderung werden Abschlags-
zahlungen im August, d. h. zu Beginn des 
Kindergartenjahres, sowie im Februar des 
Folgejahres, d. h. im laufenden Kindergar-
tenjahr, geleistet. 
 

 
siehe § 3 (3) 

 (4) Verrechnungen von Über- und Nach-
zahlungen erfolgen mit der Zahlung für den 
Monat Februar des Jahres, das auf das ab-
gelaufene Kindergartenjahr folgt.  

 

 
siehe § 6 (2) 

§ 9 Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt am 01.02.2011 in Kraft. 
 

§ 9  Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.08.2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung des Rhein-Krei-
ses Neuss vom 14.01.2011 über die Förde-
rung der Kindertageseinrichtungen außer 
Kraft. 

 
 


